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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

6 — 65304 — 3445/58 


Bonn, den 22. Juli 1958 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Die Bundesregierung hat auf Grund des § 1 Abs. 1 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Ge- 
meinsamen Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle 
und Stahl) vom 24. November 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) 
die 


Achtzehnte Verordnung über Zolltarifände- 
rungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl 


am 9. Juli 1958 erlassen. Die Verordnung ist am 16. Juli 1958 
im Bundesgesetzblatt Teil I Seite 441 verkündet worden und 
mit Wirkung vom 17. Juli 1958 in Kraft getreten. 

Anbei übersende ich gemäß § 1 Abs. 2 des vorbezeichneten Ge- 
setzes in der Fassung des Zolltarifgesetzes vom 27. Juli 1957 
(Bundesgesetzbl. I S. 1395) einen auf der Ermächtigung dieses 
Gesetzes beruhenden Verordnungsentwurf nebst Begründung 
mit der Bitte um verfahrensmäßige Behandlung nach § 49 Abs. 2 
des Zollgesetzes in der Fassung des Fünften Zolländerungs- 
gesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1671). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Den Verordnungsentwurf habe ich gleichzeitig dem Herrn Prä- 
sidenten des Bundesrates übersandt. 


Für den Bundeskanzler: 

Der Bundesminister der Justiz 

Schäffer 


Druck: Bundesdruckerei Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr, 54, Telefon 35 51 
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Entwurf einer Achtzehnten Verordnung 
über Zolltarifänderungen zur Durchführung des Gemeinsamen 
Marktes der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 


Auf Grund des § 1 des Sechsten Gesetzes zur 
Änderung des Zolltarifs (Durchführung des Gemein- 
samen Marktes der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl) vom 24. November 1955 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 728) in der Fassung des § 3 des Zoll- 
tarifgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1395) verordnet die Bundesregierung, nachdem 
dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellungnahme ge- 
geben worden ist, mit Zustimmung des Bundestages: 

§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1958 (Bundesgesetzbl. 1957 
I S. 1395) wird mit Wirkung vom 1. Juli 1958 wie 
folgt geändert: 

1. Die Vorschrift 7 zu Kapitel 73 (Eisen und Stahl) 
erhält folgende Fassung: 

7. Z o 1 1 k o n ti n g e n t der Tarifnr. 73.15. 

Der ermäßigte Zollsatz von 4 '^/o des Wertes für 
Waren aus legiertem Stahl mit einem Gehalt an 
Kohlenstoff von 0,90 bis 1,15 Gewichtshundert- 
teilen, an Chrom von 0,50 bis 2 Gewichtshundert- 
teilen, auch mit einem Gehalt an Molybdän von 
0,50 Gewichtshundertteilen oder weniger (Wäiz- 
lagerstahi) der Tarifnr. 73.15 Abs. B-4-b-l (Anmer- 
kung), 2 (Anmerkung), 3-a und b (Anmerkung) und 
Abs. B-5-a (Anmerkung) im Rahmen des Zollkon- 
tingents gilt für eine Gesamtmenge von 3 000 t in 
der Zeit vom l.Juli 1958 bis 31. Dezember 1958. 

Die Abfertigung ist nur bei den vom ßundes- 
minister der Finanzen zu bestimmenden Zollstellen 
zulässig. 

2. In der Tarifnr. 73.15 (Qualitätskohlenstoffstahl 
und legierte Stähle usw.) erhält in Absatz B-6-a-l 
(Elektrobleche usw.) die Anmerkung zu Tarifnr. 
73.15 Abs. B-6-a-l folgende Fassung: 


Anmerkung zu Tarifnr. 73.15 Abs. B-6-a-l 


Elektrobleche mit einem Umma- 
gnetisierungsverlust von 0,75 Watt 
oder weniger je kg, unabhängig 
von ihrer Dicke, im Rahmen eines 
Zollkontingents bis zu einer Ge- 
samtmenge von 3 500 t, in der 
Zeit vom l.Juli 1958 bis 31. De- 
zember 1958 


frei 


Die Abfertigung ist nur bei den 
vom ßundesmmister der Finanzen 
zu bestimmenden Zollstellen zu- 
lässig. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 2 des Sechsten 
Gesetzes zur Änderung des Zolltarifs (Durchführung 
des Gemeinsamen Marktes der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl) vom 24. November 
1955 (Bundesgesetzbl. I S. 728) und § 4 des Zolltarif- 
gesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1395) auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft. Gleichzeitig tritt die Achtzehnte 
Verordnung über Zolltarifänderungen zur Durch- 
führung des Gemeinsamen Marktes der Euro- 
päischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl vom 
9. Juli 1958 (Bundesgesetzbl. I S. 441) außer Kraft. 


2 



Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Drucksache 523 


Begründung 

Zu § 1 Nr. 1 

Der Ministerrat der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl hat beschlossen, der Bundesrepu- 
blik Deutschland auch für das zweite Halbjahr 1958 
ein Zollkontingent für Wälzlagerstahl zu dem er- 
mäßigten Zollsatz von 4®/o des Wertes zuzugeste- 
hen. Die Höhe des Kontingents wurde auf Antrag 
Deutschlands auf 3000 t (erstes Halbjahr 1958 4000 t) 
festgesetzt. 

Zu § 1 Nr. 2 

Die Menge und Güte der in der Gemeinschaft er- 
zeugten Elektrobleche mit einem Ummagnetisie- 
rungsverlust von 0,75 Watt oder weniger je kg ist 
gestiegen. Der Ministerrat hat deshalb beschlossen, 
die den einzelnen Staaten für das erste Halbjahr 
1958 gewährten zollfreien Kontingentsmengen im 
zweiten Halbjahr 1958 herabzusetzen. Das Zollkon- 
tingent für die Bundesrepublik Deutschland im 
zweiten Halbjahr 1958 beträgt 3500 t (erstes Halb- 
jahr 5000 t). 

Zu § 1 Nr. 1 und 2 

Die Bundesrepublik Deutschland hat die Beschlüsse 
des Ministerrats der Europäischen Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl vom 16. Juni 1958 im Deutschen 
Zolltarif zu verwirklichen. Durch die vorliegende 
Verordnung wird der Deutsche Zolltarif 1958 dem- 
entsprechend geändert. 
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